Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/610 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/2 — 70002 — 5208/66 


Bonn, den 12. Mai 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entv^urf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über eine Schlachtgewichtsstatistik 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 293. Sitzung am 1. April 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes die aus der Anlage 2 er- 
sichtliche Stellungnahme beschlossen. Die Gegenäußerung der 
Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundesrates ergibt sich 
aus der Anlage 3. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über eine Schlachtgewichtsstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 4 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über eine Schlacht- 
gewichtsstatistik vom 21. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S, 588) erhält folgende Fassung: 

„Die Erhebungen erfassen alle zehn Jahre, begin- 
nend 1970, in drei aufeinanderfolgenden Jahren an 
einem Schlachttag im Monat September das Lebend- 
gewicht und das Schlachtgewicht der geschlachteten 
Tiere, und zwar jeweils 

im 1. Jahr bei Rindern, 

im 2. Jahr bei Schweinen, 

im 3, Jahr bei Kälbern und Schafen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Dnidcsadie V/610 


Begründung 


Artikel 1 versdiiebt die nadi § 4 des Gesetzes über 
eine Sdiladitgewiditsstatistik vom 21. Juli 1960 in 
den Jahren 1966, 1967 und 1968 durdizuführenden 
Erhebungen, mit denen Gewiditsfeststellungen bei 
Sdiladittieren verbunden sind, auf spätere Termine 
und ändert den Turnus der Erhebungen. 

Nach § 4 Abs. 1 des genannten Gesetzes sind Erhe- 
bungen über die Schlachtgewichte auf bestimmten 
Schlachthöfen durchzuführen. Nach § 4 Abs. 2 des 
Gesetzes erfassen die Erhebungen alle 6 Jahre, be- 
ginnend 1960, in drei aufeinanderfolgenden Jahren 
an einem Schlachttag im Monat September, das Le- 
bendgewicht und das Schlachtgewicht der geschlach- 
teten Tiere, und zwar jeweils im 1. Jahr bei Rindern, 
im 2. Jahr bei Schweinen und im 3. Jahr bei Käl- 
bern und Schafen. Die Erhebungen in den Jahren 
1960, 1961 und 1962 sind durchgeführt worden. Die 
nächsten Erhebungen wären im September 1966 bei 
Rindern, 1967 bei Schweinen und 1968 bei Kälbern 
und Schafen durchzuführen. 

Zweck der in § 4 Abs. 2 des Gesetzes vorgeschrie- 
benen Erhebungen ist es, die für jede Tierart und 
Handelsklasse festgestellten und entsprechend ange- 
wendeten Ausbeutesätze, die in der Statistik zur 
Berechnung der durchschnittlichen Schlachtgewichte 
dienen, daraufhin zu überprüfen, ob sie unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen noch zutreffend sind. 
Auf Grund der bei den Erhebungen von 1960 bis 
1962 ermittelten Ergebnisse und der Beurteilung der 


Entwicklung der Verhältnisse an den Schlachtvieh- 
märkten, insbesondere der Veränderungen bezüglich 
der Qualität des angelieferten Schlachtviehs, ist zu 
erwarten, daß die Ausbeutesätze, die durch Erhebun- 
gen über die Schlachtgewichte in den Jahren 1966, 1967 
und 1968 festgestellt werden würden, nicht wesent- 
lich von den in den Jahren 1960 bis 1962 festge- 
stellten abweichen werden. Da ebenso wie in den 
Jahren 1960 bis 1962 etwa 5000 Schweine, 4000 Rin- 
der, 1000 Kälber und 600 Schafe in Verbindung mit 
den vorgesehenen Erhebungen in lebendem und ge- 
schlachtetem Zustand gewogen werden müßten und 
dieser Aufwand an Arbeit und Kosten nicht in 
einem vertretbaren Verhältnis zu dem zu erwarten- 
den Erkenntniswert stehen würde, sollen die für 
1966 bis 1968 angeordneten Erhebungen auf die 
Jahre 1970, 1971 und 1972 verschoben werden. 
Gleichfalls soll der in dem Gesetz festgelegt 6jäh- 
rige Turnus der Erhebimgen durch einen solchen 
von 10 Jahren ersetzt werden. 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Änderungsgesetzes. 

Durch dieses Gesetz werden Kosten eingespart, zu- 
sätzliche Kosten entstehen bei der späteren Forfüh- 
rung der Erhebungen nicht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 ist wie folgt zu fassen: 

Artikel 1 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über eine Sdiläditgewidits- 
statistik vom 21. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 588) 
wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 werden die Worte „alle sedis Jahre, 
beginnend 1960," ersetzt durch die Worte „alle 
zehn Jahre, beginnend 1970,". 

2. Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 einge- 
fügt: 

„Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Erweiterungen oder Abkürzungen des in Satz 1 
vorgesehenen Zeitabstan^'^'" der Erhebungen an- 


zuordnen, wenn es für eine zuverlässige Kennt- 
nis des Lebendgewichtes und des Schlachtgewich- 
tes der Tiere ausreichend oder erforderlich ist." 

3. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
Begründung 

Mit der vorgesehenen Ermächtigung des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten soll die Möglichkeit geschaffen werden, ohne 
formelle Gesetzesänderung die Periodizität der Er- 
hebungen beweglich zu gestalten. Dadurch kann der 
über einen längere^ Zeitraum nicht überschaubaren 
Entwicklung an den Schlachtviehmärkten rascher 
Rechnung getragen und ein im Verhältnis zu dem zu 
erwartenden Erkerintniswert nicht vertretbarer Auf- 
wand an Arbeit und Kosten vermieden werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag zu, regt jedoch gesetzestechnisch an, die 
Nummer 3 zu streichen und die Nummer 2 mit den 
Worten einzuleiten „Nach Satz 1 ^wird folgender 
neuer Satz eingefügt:". 
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